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überstehen. In kleineren Gruppen hingegen lassen sie sich 
– vor allem in Dörfern und kleineren Städten – sprachlich 
und geistig auf die Dauer ohne weiteres assimilieren. Zu­
sammenfassend ist festzuhalten, dass ein allzu rasches 
Wachstum der schweizerischen Wirtschaft, mitbedingt 
und mitverursacht durch die europäische Integration – 
abgesehen von den Auswirkungen eines beschleunigten 
Konzentrationsprozesses –, welches auf einem überdimen-
sionierten Fremdarbeiterstand aufbaut, nicht im Interesse 
unserer bewährten politischen und soziologischen Lebens-
form sein kann. Es wäre für unsere Eigenstaatlichkeit auf 
die Dauer verhängnisvoll, wenn gewisse manuelle Arbei­
ten, wenn ganze berufliche Tätigkeiten nur noch von Aus­
ländern durchgeführt, viele Stellungen allein von Fremd­
arbeitern versehen werden könnten. Schon jetzt ist der 
Bestand an unentbehrlichen ausländischen Mitarbeitern 
in der Landwirtschaft, in Handwerk, Gewerbe und Indus­
trie ausserordentlich hoch. Der Assimilierungskraft unse­
res kleinen Landes sind natürliche Grenzen gesetzt, die 
nicht ungestraft überschritten werden dürfen.

Die Schweiz war in den letzten hundert Jahren stets 
weltoffen und liberal. Dies gilt im allgemeinen auch in be­
zug auf die Niederlassung von Ausländern. Unser Land 
muss weiterhin weltoffen sein, in der Einwanderungs
politik jedoch einen Kompromiss zwischen Freiheit und 
Bindung erreichen, der geeignet ist, eine Überfremdung 
zu  verhindern. Zahlreiche Fremde brachten uns in der 
Vergangenheit viel Wertvolles. Unzählige liessen sich as­
similieren und wurden ausgezeichnete Schweizer. Allzu 
viele Einwanderer werden aber zwangsläufig eine geistige, 
wirtschaftliche und schliesslich politisch-soziologische 
Überfremdung der Schweiz bewirken, die zu einer Unter­
höhlung des schweizerischen Föderalismus und des 
schweizerischen Staatswillens führen muss. Dagegen gilt 
es sich – besonders auch im «Zeitalter der europäischen 
Integration» – mit allen Kräften zu wehren.

Andreas K. Winterberger und Ursula Gut-Winterberger, Nachkommen 
von Gerhard Winterberger, legen Wert auf folgende Feststellung: «Gerhard 
Winterberger änderte im Verlaufe der 1980er Jahre seine Haltung zur 
Frage der Einwanderung und befürwortete im Abstimmungskampf (1992) 
entschieden die Mitgliedschaft unseres Landes im Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) und damit verbunden die Personenfreizügigkeit.»

Die Schweiz ist ein kleines Land inmitten Europas, um­
ringt von grossen Nachbarn. Sie übt aus geografi­

schen, politischen, wirtschaftlichen, sprachlichen und 
psychologischen Gründen eine starke Anziehungskraft 
aus. Gilt die völlige Freizügigkeit innerhalb einer grossen 
Freihandelszone auch für die Schweiz, dann wird unser 
Land eine regelrechte, durchaus friedliche Invasion von 
Ausländern erleben. Diese Ausländer werden sich wirt­
schaftlich und geistig durchzusetzen suchen, was ganz 
natürlich ist. Die Schweizer im Ausland werden in ihren 
Gastländern, in Deutschland, Frankreich, Italien und 
Grossbritannien, nie eine Gefahr darstellen, da es sich – 
gemessen an der Zahl der Gesamtbevölkerung – stets nur 
um wenige handeln kann. 200 000 Schweizer in Deutsch­
land bedeuten für unser nördliches Nachbarland kein Pro­
blem, hingegen 200 000 Deutsche in der Schweiz für uns. 
Hier liegt der Unterschied. Unser föderalistischer, ver­
schiedene Sprachen und Kulturen umfassender Kleinstaat 
hat einen ganz andern Massstab anzulegen als Deutsch­
land, Frankreich und Italien. Die 200 000 Deutschen könn­
ten politisch und geistig niemals völlig assimiliert werden. 
Sie würden unserer in Jahrhunderten entwickelten einzig­
artigen Form des Zusammenlebens verständnislos gegen­
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Frühe Warnung  
vor dem EU-Beitritt

Christoph Blocher 

hat als Unternehmer mit der Ems-Chemie 

und als Politiker mit der AUNS und der SVP 

die Schweiz seit den 1990er Jahren stark 

geprägt. Von 2003 bis 2007 war er als Justiz

minister im Bundesrat.

kommentiert von Christoph Blocher
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Anfang des Untergangs der Schweizeri-

schen Eidgenossenschaft bedeuten».

Mittlerweile haben wir leider die 

Personenfreizügigkeit mit der EU einge-

führt. Mit dem Ergebnis, dass die Bevöl-

kerung innert zwölf Jahren um eine Mil-

lion angestiegen ist. Selbst im Pande-

miejahr 2020 mit wirtschaftlichen Lock-

downs, Kurzarbeit für Hunderttausende 

und einem grossen Anstieg der Arbeits-

losigkeit – gerade bei den Ausländern – 

war die Nettozuwanderung so hoch wie 

seit 2015 nicht mehr. 

Was würde Gerhard Winterberger 

wohl heute zu einem institutionellen 

Rahmenabkommen sagen, mit dem die 

EU hierzulande Recht setzen würde und 

mit dem als oberste Instanz das Gericht 

der Gegenpartei, der Gerichtshof der Eu-

ropäischen Union (EuGH), in der Schweiz 

Recht sprechen würde?

Wir können es leider nicht mehr 

wissen. Denn Gerhard Winterberger ist 

1993 im Alter von 71 Jahren in Erlenbach 

am Zürichsee allzu früh verstorben. �

1960, vor über sechzig Jahren, erschien 

in den damaligen «Schweizer Monats-

heften» ein gewichtiger Beitrag mit dem 

Titel «Schweizerische Eigenart und eu-

ropäische Integration». Der Autor war 

kein Unbekannter und sollte wenig spä-

ter zum mächtigen Sekretär des Wirt-

schaftsverbands Vorort aufsteigen: Der 

Ökonom Gerhard Winterberger hat die 

Schweizer Wirtschaftspolitik, ja die Po-

litik ganz allgemein massgebend mitbe-

stimmt.

Dieser markante Liberalkonservative 

im besten Sinn hat das Wesen der 

Schweiz in ihrer ganzen Breite und Tiefe 

erfasst. Er konnte damals seinen Beitrag 

zu Europa noch mit dem hochgemuten 

Satz einleiten: «Die konsequente und si-

chere Haltung der schweizerischen Be-

hörden und der Wirtschaft in der Inte

grationspolitik hat ihre Wurzeln in der 

Eigenart unseres Landes und der geisti-

gen Einstellung seiner Bevölkerung.» 

Gerne würde man heute von «konse-

quenter und sicherer Haltung» sprechen! 

Doch leider ist das Gegenteil der Fall.

Winterberger wusste auch um die 

Bedeutung der Landschaft – der Alpen-

gemeinden – für die freiheitliche Ent-

wicklung unseres Landes, während sich 

die Städte und ihre Untertanengebiete 

in weniger freiheitlicher Richtung ent-

wickelt hätten. Zur Gründung des libe-

ralen Bundesstaates habe es schliess-

lich Stadt und Land gebraucht. Was 

aber das Ausland betraf, zog Winterber-

ger folgendes Fazit: «Die Schweiz stand 

meistens im Gegensatz zur europäi-

schen Entwicklung.»

Dabei betonte er, dass zur schwei-

zerischen Eigenart auch die Weltver-

bundenheit ihrer Wirtschaft gehöre. 

Diese hervorragende Stellung beruhe 

auf der politischen und sozialen Stabili-

tät, einer liberalen Wirtschafts- und 

Handelspolitik, der Initiative der hiesi-

gen Unternehmer sowie der Schaffens-

kraft und Sparsamkeit der Bevölkerung.

Was das Thema Europäische Wirt-

schaftsgemeinschaft (EWG, heute EU) 

angehe, so sei für die Schweiz von An-

fang an klar erkennbar gewesen, dass 

sie als Mitglied unmöglich beitreten 

könne. Denn die Abtretung der Ent-

scheidungsgewalt an «supranationale, 

zwangsläufig dirigistisch und kompe-

tenzgierig eingestellte internationale 

Behörden» müsse «den freiheitlich ge-

sinnten, föderalistisch geprägten Bürger 

eines Kleinstaates mit grossem Miss-

trauen erfüllen». Es sei «vollständig 

klar», schrieb Winterberger, dass eine 

Abtretung der Souveränität und Neutra-

lität an supranationale Behörden «dem 

schweizerischen Nationalgedanken und 

ihren Trägern, dem föderalistischen 

Staatsaufbau, der Gemeindeautonomie 

und der direkten Demokratie, den To-

desstoss versetzen und unsere politi-

sche Lebensform auslöschen würde». 

Dabei gelte es, bei dieser Frage nicht nur 

die wirtschaftliche Seite zu betrachten. 

Aber selbst diese spreche nicht für ein 

Aufgehen im grossen Ganzen. 

Gerhard Winterberger bekannte sich 

1960 als überzeugter Gegner der Perso-

nenfreizügigkeit. Falls die Schweiz dem 

Prinzip der völligen Freizügigkeit der 

Arbeitskräfte innerhalb Europas bedin-

gungslos zustimmen und die Niederlas-

sungspolitik sehr liberal und grosszügig 

handhaben würde, so müsste dies «den 

1960 positionierte sich Gerhard Winterberger als 
ein überzeugter Gegner der Personenfreizügigkeit.


